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und Kriegsverbrechern aufgrund des Kontrollratsgesetzes Nr. 10 vom 20. Dezember 
1945 192 und der Direktive Nr. 24193 und Nr. 38194 in die Hand deutscher Gerichte ge­
legt. Der Befehl Nr. 64 vom 17. April 1948 bestätigte die Enteignungen195. In diesem 
Befehl wurde erstmals festgestellt, daß das Volkseigentum unantastbar und unveräußer­
lich ist. Für die laufenden Verfahren wurden Fristen gesetzt, die jedoch nicht eingehalten 
wurden. Noch in den Jahren 1949 und 1950 wurden Enteignungen verfügt196. Enteignet 
wurden nicht nur aktive Nazis und wirkliche Kriegsverbrecher. Es ging nicht um die po­
litische Belastung des Eigentümers, diese diente nur als Vorwand und wurde oft konstru­
iert. Es ging darum, die Grundlagen für das Volkseigentum zu schaffen197.

Der volkseigene Sektor der gewerblichen Wirtschaft wurde im weiteren Verlauf auf-, 
grund spezieller Enteignungsgesetze (Bodenschätze und Bergwerke198, Lichtspielhäuser199, 
Energiewirtschaft200, Apotheken201, Vermögen von Flüchtlingen202) und durch Enteig­
nungen unter Ausnutzung des Straf-, Steuer-, des Zwangsvollstreckungs- und Konkurs­
rechtes, durch Entzug der Gewerbeerlaubnis sowie die Verweigerung von Material und 
Arbeitskräften oder den Entzug von Aufträgen innerhalb der geplanten Wirtschaft aus­
gebaut203. Nach dem Muster der Volksrepublik China wurden ferner private Betriebe ge­
nötigt, staatliche Kapitalbeteiligungen aufzunehmen, was den Eigentümer zum Geschäfts­
führer des eigenen Betriebes degradierte. Private Handelsbetriebe mußten mit staatlichen 
Betrieben Kommissionsverträge vereinbaren 204.

Die Banken und die Versicherungsunternehmen waren durch den Befehl Nr. 01 der 
SMAD vom 23. Juli 1945 zunächst geschlossen worden205. Ihr Vermögen war beschlag­
nahmt. Auf landesrechtlicher Grundlage wurden sie später enteignet206. Für jedes Land 
(Provinz) wurde eine öffentlich-rechtliche Landesversicherungsanstalt für die Individual-
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